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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Landes- und Weltausstellungen

Mitte Juli 2019 wurde eine mediale Kontroverse iiber den Auftritt der Schweiz an der
Weltausstellung 2020 in Dubai ausgeldst, als bekannt wurde, dass der Schweizer
Pavillon grosszligig vom Tabakproduzenten Philip Morris gesponsert werden sollte.
Insbesondere Bundesrat Ignazio Cassis geriet wegen des «Tabaksponsorings» in Kritik,
auch da er ehemals als Praventivmediziner tatig war.

Die Zeitungen der CH Media legten im Juli offen, dass es sich bei den beiden
Hauptsponsoren der Expo um Schindler sowie Philip Morris handle, aber auch
Unternehmen wie Nestlé, Novartis und Clariant Geldgeber seien. Denn anders als bei
friheren Auftritten an Weltausstellungen stamme diesmal Uber die Halfte des Budgets
(CHF 7.5 Mio. von insgesamt CHF 15 Mio.) fir den Schweizer Pavillon von Sponsoren. Wie
das EDA gegeniber CH Media bestatigte, wollte sich der weltgrosste Tabakhersteller
Philip Morris mit Sitz in New York (USA) und Lausanne als «Main Partner» mit einer
Summe von rund CHF 1.8 Mio. am Schweizer Pavillon beteiligen. Als solche erhalten die
Konzerne im Gegenzug eine <«Assoziation ihres Images mit jenem der offiziellen
Schweiz», was heisst, dass sich der Zigarettenkonzern mit «dem Gutesiegel der
Eidgenossenschaft» der Weltéffentlichkeit préasentieren kénne, betonten die Medien.
Dazu gehdre ein sogenanntes «Sponsoringpaket mit tUber 30 Leistungen», welches
beispielsweise eine permanente Ausstellungsflache von 75 Quadratmetern im Pavillon
oder das Recht beinhalte, das offizielle Logo des Pavillons flr eigene Werbung zu
verwenden. Auch auf Bildschirmen an und ausserhalb der Weltausstellung durfe der
Tabakkonzern mit der «Marke Schweiz» Werbung betreiben, zudem profitiere er von
den «Verbindungen des Bundes zu den lokalen Behdrden in Dubai».

Das Aussendepartement beteuerte derweil, dass man sich an die Gesetze der Schweiz
und des Gastlandes halte und der Bund sich nicht an der Bewerbung «tabakbezogener
Produkte» beteiligen werde. Dennoch werde es auf dem Pavillon eine nur fur Personen
Uber 21 Jahren zugangliche Dachterrasse geben, wo man die «Heat-not-burn»-
Zigarette 1QOS werde testen konnen. Diese elektronische Zigarette wird von Philip
Morris gerne als neuartige Form des Tabakgenusses angepriesen, gar als Verbindung
zwischen «Wissenschaft und Innovation» - woflr eben «der Schweizer Pavillon die
perfekte Plattform» darstelle, wie der «Blick» einen Konzernsprecher zitierte. Wenn
aber nun auch das Departement von Bundesrat Cassis diesbezlglich von einer
«Alternative zur traditionellen Zigarette» spreche, so téne dies wie der Werbespruch
von Philip Morris, konstatierte die Aargauer Zeitung.

Neben Reaktionen, die gesundheitspolitische Bedenken vorbrachten, 16ste der Fall
auch eine grundsatzliche Diskussion um die Sponsoringpolitik des Aussendepartement
aus. Die Prasidentin der APK-NR, Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) kindigte
aufgrund der vielen Reaktionen eine Grundsatzdebatte Uber die Sponsoringpolitik des
Aussendepartements in ihrer Kommission an. Auch ausserten sich weitere Schweizer
Parlamentarierinnen und Parlamentarier zum Fall: Carlo Sommaruga (sp, GE) etwa
sprach laut der «Tribune de Genéve» von einer Privatisierung der «politique étrangere»
und gleichzeitig sicherte Bundesrat Cassis zu, er wolle die Sponsoringpartnerschaft
Uberprufen, denn er sei noch «gar nicht im Detail» lber die Sache informiert worden.
Spater teilte der Aussenminister gegentber der Medien gar mit, das Dossier sei nie auf
seinem Tisch gelegen.

Die Berichte uUber die umstrittene Zusammenarbeit und die Spekulationen Uber die
Rolle sowie die Kritik an der Person Cassis' hauften sich schliesslich ebenso wie die
Sorge um das internationale Image der Schweiz. Denn, so ein Kommentar von Anna
Wanner in der Aargauer Zeitung, dem Tabakkonsum hafte heute ein negatives Bild an
und dieses farbe durch das Sponsoring Philip Morris' auch auf die Schweiz ab.
Zeitgleich titelte man im deutschen «Handelsblatt»: «Rauchen geféhrdet die
Gesundheit - und das Image>.

Die Sorge um einen Imageschaden teilte schliesslich auch Cassis: Aufgrund der heftigen
Kritik verordnete der Bundesrat den Verzicht auf die Gelder des Tabakkonzerns. Damit
wird Philip Morris an der Weltausstellung 2020 in Dubai als Sponsor wegfallen, wie die
Presse am 31. Juli bekannt gab. Man wolle das Hauptziel in Dubai, die «Vermittlung eines
positiven Images der Schweiz», nicht in Frage stellen, lautete die Begriindung in einer
Medienmitteilung des Aussendepartements, denn flr die Ausstellung werden 25 Mio.
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Besucher aus 190 verschiedenen Landern erwartet.

Mit dem Entscheid zu Philip Morris erteilte Cassis zudem der EDA-Organisation
«Présenz Schweiz» den Auftrag, die Sponsoringpraxis des Bundes zu tberprifen. Es war
namlich bereits das zweite Mal in diesem Jahr, dass der Tabakkonzern Philip Morris mit
seinem Sponsoring 6ffentlicher Schweizer Anlasse fur Aufsehen sorgte: Im Juni trat der
Konzern als Sponsor beim Eréffnungsfest der neuen Schweizer Botschaft in Russland
auf. Im Sténderat liebdugelte man deshalb bereits mit einem Verbot von Finanzierungen
offentlicher Veranstaltungen durch die Tabakbranche. '

Image der Schweiz im Ausland

Die Kritik an der Sponsoringpraxis des Bundes im Sommer 2019 betreffend die
Eroffnungsfeier der Botschaft in Moskau sowie die eingegangene Partnerschaft mit dem
Tabakkonzern Philip Morris fur die Weltausstellung in Dubai 2021 veranlasste Bundesrat
lgnazio Cassis dazu, «Prasenz Schweiz» - eine Organisation des EDA, welche fir das
«Nation Branding» respektive das Image der Schweiz und deshalb auch fur den
Schweizer Auftritt an der Weltausstellung verantwortlich ist -, damit zu beauftragen, bis
Ende 2019 das bestehende Sponsoring-Handbuch des Bundes zu Uberprufen. Dadurch
sollten «Ziel, Zweck, Chancen, Risiken und klinftige Ausrichtungen der Sponsoring
Policy» eruiert werden, ferner solle auf diese Weise zuklnftig gewahrleistet werden,
dass das positive Renommee der Schweiz aufrechterhalten werden kénne, «ohne dass
die Sponsoren oder damit zusammenhéangende Aktivitaten Imageprobleme schaffen»
wlrden. Dies ging im Juli aus einer 6ffentlichen Medienmitteilung des EDA sowie einem
«internen Dokument» hervor, welches der Redaktion der CH Media vorlag.

Tatséchlich sei es «seit vielen Jahren Ublich», hielten die Medien fest, dass Anlésse in
Botschaften und Konsulaten von der Privatwirtschaft mitfinanziert wirden. So hatte ein
US-Waffenhersteller 2018 einen Empfang in der Schweizer Botschaft in Washington
D.C. (USA) begleitet; auch an der Expo 2015 in Mailand habe man auf Geldgeber aus der
Wirtschaft zurlickgegriffen. In Folge der Kritik habe neben Cassis nun auch Bundesratin
Viola Amherd ihren Stab angewiesen, die Partnerschaften und geltenden
Sponsoringregeln ihres Departements zu inspizieren, denn etwa vom VBS unterstitzte
Aviatik-Anlasse wiirden des Ofteren von Ristungsfirmen gesponsert.

Nicolas Bideau, Chef von Prasenz Schweiz, relativierte indes die Kritik, indem er das
Parlament fur die Umstande verantwortlich machte: Es sei keine einfache Entscheidung
gewesen, den Tabakkonzern als Partner fir die Weltausstellung in Dubai zu bestimmen,
doch sei man aufgrund eines Parlamentsentscheids von 2017, 50 Prozent des Budgets
mittels Sponsoring decken zu mdissen, auf grosszlgige Geldgeber angewiesen. Wenn
aber das Image der Schweiz unter dem Sponsoring leide, kommentierte Anna Wanner
Bideaus Erklarung in der Aargauer Zeitung, habe «Prasenz Schweiz» eben ihre Aufgabe
nicht erfullt.

Cassis und sein Generalsekretédr Markus Seiler sahen unterdessen die Kritik an den
Sponsoringpartnerschaften «dem Zeitgeist geschuldet», denn «was heikel ist und was
nicht», andere sich im Laufe der Zeit, so dass in ein paar Jahren womdglich
Fluggesellschaften als Sponsoren nicht mehr in Frage kdmen, wahrend es vor zehn
Jahren noch die Banken gewesen seien. Seiler flgte in einem Interview im St. Galler
Tagblatt hinzu, dass Préasenz Schweiz zwar die «Dynamik der &ffentlichen Diskussion»
unterschatzt habe, man aber nach wie vor «sehr zufrieden» mit Bideau sei. ?

Mitte Juni 2019 wurde die neue Schweizer Botschaft in Moskau eingeweiht. Wie die
Westschweizer «Liberté» kurz darauf kritisch berichtete, sei die Eréffnung von
Sponsoren mitfinanziert worden, unter anderem vom Tabakmulti Philip Morris und dem
Rohstoffhandler Glencore sowie von weiteren Unternehmen wie ABB, Stadler oder
Victorinox. Unter den Geldgebern befinde sich auch der dem russischen Prasidenten
WIladimir Putin nahestehende russische Oligarch Gennady Timochenko. Das EDA habe
in einer Stellungnahme gegenuber der Tamedia-Gruppe unterstrichen, dass die
Eroffnung standardmaéssig stattgefunden habe und dass es im Sponsoring «rien
d'anormal» sehe. Denn Timochenko setze sich flir den Dialog zwischen Russland und
Europa ein, ausserdem sei die Schweiz von den internationalen Sanktionen gegen
Russland oder den russischen Gegensanktionen ausgenommen. So sei das Sponsoring
als Investition zu sehen, um nebst den diplomatischen auch die wirtschaftlichen
Beziehungen zwischen der Schweiz und Russland zu starken.

Im August griffen die Aargauer Zeitung und das St. Galler Tagblatt das Thema erneut auf,
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nachdem bekannt geworden war, dass der Tabakkonzern Philip Morris als «Main
Partner» der Landesausstellung in Dubai hatte auftreten sollen, wo er das Image der
Schweiz fur Werbezwecke hatte nutzen kénnen. Wegen der andauernden Kritik seitens
der Presse und der Politik, letztlich auch aus Angst vor einem Imageschaden fir die
Schweiz, gab Bundesrat Ignazio Cassis bekannt, dass man sich vom Sponsor Philip
Morris trennen werde.

Die Kritik an der Sponsoringpraxis des Bundes veranlagte Cassis schliesslich dazu, die
dem EDA untergeordnete Organisation «Prasenz Schweiz» damit zu beauftragen, bis
Ende 2019 das bestehende Sponsoring-Handbuch zu Uberprufen und gegebenenfalls zu
aktualisieren.

Le Conseil fédéral a approuvé le 18 décembre 2020 la nouvelle stratégie de
communication internationale 2021-2024, qui fixe notamment de nouvelles directives
sur le sponsoring. Ces changements font suite a la large incompréhension suscitée par
le partenariat entre le Département fédéral des affaires étrangéres et I'entreprise Philip
Morris. En effet, la multinationale active dans le domaine du tabac devait étre I'un des
partenaires principaux du pavillon suisse a I'exposition universelle de Dubai. Une telle
collaboration ne sera désormais plus possible, selon le conseiller fédéral Ignazio Cassis.
Avec ces directives, le DFAE veut mettre I'accent sur «un transfert d'image positif entre
la Suisse officielle et les entreprises suisses concernées», ce qui n'était visiblement pas
le cas avec Philip Morris. Dans un souci de transparence, le DFAE citera tous les
partenariats de sponsoring dans lesquels il est engagé et mettra ces informations a
disposition du public. Les projets de collaboration seront examinés au cas par cas, le
but étant d'éviter au maximum les dégats d'image. Ces nouvelles régles sont valables
non seulement pour la participation de la Suisse a de grandes manifestations
internationales, mais aussi pour les ambassades et consulats.

Plus globalement, la stratégie de communication internationale présentée en décembre
s'articule autour de cing axes: innovation, économie, relations Suisse-Europe, place
financiere suisse et durabilité. Il s'agit de présenter les points forts de la Suisse, pour
préserver ses intéréts a |I'étranger, notamment au moyen de plateformes de
communication et de réseautage appropriées.

Dans la presse se posait la question de la difficulté a définir quelles entreprises
risquaient de causer un dégat d'image en cas de partenariat. Pour I'Aargauer Zeitung, il
n'y a pas de «gentilles firmes et méchantes firmes». Le sénateur schaffhousois Thomas
Minder (indépendant, SH) a lui déposé le 15 décembre 2020 une initiative parlementaire
demandant ['interdiction pure et simple pour la Confédération d'accepter des
parrainages. L'initiative n'a pas encore été traitée par les chambres fédérales. *

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Seit einigen Jahren verdffentlicht das Verteidigungsdepartement (VBS) die Zahlen zu
den Flugreisen der Bundesrédtinnen und Bundesrite. Gemass den in den Medien
prasentierten Zahlen fur das Jahr 2017 waren die amtierenden Magistratinnen und
Magistraten gesamthaft 623 Stunden in der Luft. Wie schon in den Jahren zuvor nutzte
Johann Schneider-Ammann den Lufttransportdienst des Bundes 2017 am haufigsten.
Zwar gingen seine Flugstunden von 226 auf 190 zurlck - wohl auch, weil er 2017 nicht
mehr Bundesprasident war und deshalb die reprasentativen Auslandsbesuche
zurlickgegangen waren. Die 190 Stunden waren aber immer noch bedeutend mehr als
die 118 Stunden der amtierenden Bundesprasidentin Doris Leuthard, die die
Flugzeugflotte des Bundes am zweithaufigsten in Anspruch nahm. Am Ende der
Rangliste findet sich Ueli Maurer, der im Untersuchungsjahr total 37 Stunden in der Luft
war.

Ende Jahr analysierte die Sonntagszeitung alle seit 2015 verdffentlichten Zahlen und
berechnete auf Basis einer Zusammenstellung der Departemente zusatzlich die
Flugkosten, die nicht durch den Lufttransportdienst, sondern durch die Nutzung von
Linienflligen angefallen waren. Hier zeigte sich ein ganz &hnliches Bild wie bei den oben
diskutierten Flugstunden. Die 14 Linienflige von Doris Leuthard schlugen mit CHF
146'833 zu Buche, was allerdings billiger sei, als die Inanspruchnahme der Bundesflotte
- so der Sprecher des UVEK, Dominique Bugnon. Johann Schneider-Ammann, der auch
im langeren Untersuchungszeitraum mit Abstand am haufigsten den Lufttransportdienst
nutzte - er sass in den drei Untersuchungsjahren mehr als 558 Stunden in Flugzeugen
oder Helikoptern und somit mehr als fiinfmal so lange wie der Wenigflieger Ueli Maurer,
der total auf etwas mehr als 107 Stunden kam - fand sich hinsichtlich der Kosten flr
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seine neun Linienfllgen auf Rang 2 (CHF 130'714). Auch Ueli Maurer sass zehnmal in
Langstreckenflugzeugen, bezahlte daflir aber wesentlich weniger als Schneider-
Ammann und Leuthard, namlich CHF 82'009, weil der Finanzminister geméass seines
EFD-Kommunikationschefs Peter Minder nicht First Class, sondern konsequent
Businessklasse fliege. Die acht Linienflige, die Alain Berset zwischen 2015 und 2018
gebucht hatte, kosteten CHF 65'478. Ignazio Cassis (3 Linienflige; CHF 22'280) und Guy
Parmelin (4 Linienfllige; CHF 18'5657) verursachten in ihrer die Untersuchungszeitspanne
nicht ganz abdeckenden, klirzeren Amtszeit zwischen Januar 2015 und Ende 2018 etwa
gleich hohe Kosten wie Simonetta Sommaruga (4 Linienfliige; CHF 19'017). °

Regierungspolitik

Die Beratungen der politischen Agenda des Bundesrats sind immer wieder ein
umstrittener Diskussionspunkt in den Réaten. Dies zeigte sich auch bei der Beratung der
Legislaturplanung 2019-2023 wéahrend der Sommersession im Standerat. Die
neuerliche Diskussion, ob die Legislaturplanung vom Parlament lediglich zur Kenntnis
genommen oder detailliert beraten wund als einfacher, nicht bindender
Bundesbeschluss verabschiedet werden soll wie dies seit 2004 vorgesehen ist, wurde
zusatzlich durch die Corona-Krise angeheizt. Die ausserordentliche Situation zeige - so
etwa Damian Mller (fdp, LU) -, dass es richtig sei, wenn die Legislaturplanung zu einem
nicht bindenden Beschluss fuhre, weil der Bundesrat nur so auf unvorhergesehene
Ereignisse reagieren koénne. Das bedeute aber eben auch, dass es keine langen
Beratungen und keine Legislaturplanungskommission brauche, weil dies letztlich viel zu
viel unnoétige Zeit und Kosten in Anspruch nehme. Man habe bessere Instrumente, um
ganz spezifisch einzelne Massnahmen mitzusteuern, die man dann aber im konkreten
Moment anwenden solle. Eine einfache Kenntnisnahme der Legislaturplanungsbotschaft
reiche vollends. Dies habe er auch in einer parlamentarischen Initiative so angeregt, fur
dessen Unterstutzung der Luzerner Freisinnige denn in seinem Votum auch schon
vorsorglich warb. Heidi Z'graggen (cvp, UR) erwiderte, dass der Weg des Bundesrats, auf
den das Land gesteuert werden solle, ein genaues Hinschauen verdiene und nicht
einfach durchgewinkt werden sollte. Auch Carlo Sommaruga (sp, GE) fihrte die
Pandemie an, wies aber darauf hin, dass es wegen unvorhergesehener Ereignisse
wichtig sei, die Legislaturplanung auch als Legislative anpassen zu kénnen. Thomas
Minder (parteilos, SH) wiederum reihte sich zu den Kritikern des aktuellen Vorgehens
ein und wies darauf hin, dass zahlreiche Massnahmen im Bericht nach der Corona-Krise
Makulatur geworden seien. Er warf dem Bundesrat und der
Legislaturplanungskommission deswegen «Unflexibilitdt» vor. Man misse neu planen
und eine angepasste Vision prasentieren. «Die Sitzung heute Nachmittag ist fur mich
ein verlorener Tag», schloss der Schaffhauser Standerat. Auch Olivier Francais (fdp, VD)
monierte, man habe flr die Beratung des Papiers viel zu viel Zeit einberaumt. In der
Folge ausserte sich Bundesprésidentin Simonetta Sommaruga zu Wort und gab zu
bedenken, dass ein ans Parlament Gberwiesener Bundesbeschluss nicht einfach so
zurlickgenommen werden kdnne. Man habe aber durchaus Flexibilitdt bewiesen, indem
eben der Bericht auch zusammen mit der Legislaturplanungskommission noch einmal
Uberarbeitet worden sei, was sich ja auch in verschiedenen, nachtraglich zu
debattierenden Anderungsantragen niedergeschlagen habe. Das Parlament miisse die
Méglichkeit haben, die Planung der Regierung zu tUberprifen, so die Magistratin.

Nach diesem Vorgeplankel - eine Eintretensdebatte gab es nicht, weil Eintreten fir die
Legislaturplanung obligatorisch ist - wurden in der kleinen Kammer also besagte
Anderungen diskutiert. Covid-19 spielte dabei freilich nur noch eine marginale Rolle,
indem Artikel 1 mit einem Passus ergénzt wurde, dass sich die Politik des Bundes nach
den drei Leitlinien zu richten und dabei auch die Lehren aus der Covid-19-Pandemie zu
ziehen habe. Zusatzlich wurde als Massnahme eine Vernehmlassung zu einer Revision
des Epidemiengesetzes angenommen. Der erste Anderungsantrag betraf zudem die
dritte Leitlinie, die nicht nur den Schutz des Klimas, sondern zuséatzlich auch den
Schutz der natlrlichen Lebensgrundlagen anstreben soll. Der Rat folgte mit 28 zu 13
Stimmen diesem Vorschlag und lehnte damit einen Minderheitsantrag Sommaruga ab,
der auch die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 in der dritten Leitlinie verankern
wollte. Die von Carlo Sommaruga angefiihrten Minderheitsvorschlage flur einen
verstarkten Einbezug von Nachhaltigkeitszielen blitzten auch in der Folge samt und
sonders ab. Eine Mehrheit fand aber eine von der Legislaturplanungskommission
vorgeschlagene sprachliche Anderung einer Massnahme zur Erreichung des 2. Ziels von
Leitlinie 1 (effiziente und digitale Erbringung staatlicher Leistungen). Statt die
Bundesaufgaben «kontinuierlich» zu Uberprifen, sollen sie «regelmassig» Uberprift
werden. Neu eingefuhrt wurden zudem verschiedene zuséatzliche Massnahmen in
verschiedenen Zielen: die Starkung des Wirtschaftsstandorts, eine Strategie zur
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Umsetzung einer digitalen Gouvernanz, die Gewahrleistung der bilateralen
Wirtschaftsbeziehungen mit der EU und dem UK, die Erarbeitung einer Strategie fur
Barrierefreiheit, die Gewahrleistung einer optimalen IKT-Infrastruktur in allen Regionen
der Schweiz, einen Bericht Uber die Rahmenbedingungen fir eine Landesausstellung,
die Erneuerung der Mittel zum Schutz der Bevolkerung «gegen Bedrohungen aus der
dritten Dimension» (gemeint ist die Luftabwehr), einen Aktionsplan «Biodiversitat»
sowie eine Strategie zur Anpassung an den Klimawandel in der Schweiz. Lange diskutiert
wurde im Rat Uber Bildungsthemen. Auf taube Ohren stiess dabei die Minderheit
Chiesa (svp, TI) flr eine Strategie zur Initiierung globaler Bildungsprogramme. Heidi
Z'graggen forderte vergeblich die Streichung einer von der Kommission eingefuhrten
Botschaft zur politischen Bildung der jungen Generation und gab zu bedenken, dass die
Bildung Sache der Kantone bleiben muisse. Angenommen wurde hingegen eine
Minderheit Juillard (cvp, JU), die als Massnahme einen Aktionsplan fir die Férderung
der Mehrsprachigkeit und den Unterricht in Heimatlicher Sprache unter Einbezug der
Kantone forderte. Keine Chance hatten die Antrédge von rechts, mit welchen die
Massnahmen flr die geregelten Beziehungen der Schweiz zur EU gestrichen oder
wenigstens abgeschwacht hatten werden sollen. Eine Gesamtabstimmung war fur diese
Art Geschaft nicht vorgesehen. Die derart ergédnzte Legislaturplanung ging nun an den
Nationalrat.

Aufgrund der Covid-19-Pandemie beugte sich der Nationalrat als Zweitrat erst in der
Herbstsession 2020 Uber die Legislaturplanung 2019-2023. Covid-19 war denn auch
Gegenstand der Ausflihrungen der beiden Kommissionssprecherinnen, Céline Widmer
(sp, ZH) und Simone De Montmollin (fdp, GE). Das Virus habe die Bundespolitik
«durcheinandergeschuttelt». Die vor der Pandemie Ende Januar 2020 verfasste
Legislaturplanung basiere auf «rosigen Zukunftsaussichten», die mitunter wie aus der
Zeit gefallen wirkten, betonte etwa Widmer. Der Stdnderat habe den Text bereits
Corona-tauglicher gemacht, indem er in einer Praambel klargestellt habe, dass die
Lehren aus der Pandemie in die Umsetzung der Ubergeordneten Leitlinien (Wohlstand,
Zusammenhalt und Sicherheit; ergénzt mit Klimaschutz und Digitalisierung) einfliessen
mussten - eine Aufforderung, die Simonetta Sommaruga in der Er6ffnungsdebatte als
selbstverstandlich entgegennahm. In einer zweitagigen Sitzung habe die nationalratliche
Legislaturplanungskommission (LPK) aus (ber hundert Antrdgen 25 Anderungen
vorgenommen, die jene des Stédnderats ergénzten und die Legislaturplanung «Corona-
tauglich» machten, schloss Céline Widmer ihre Zusammenfassung. In der
Detailberatung musse allerdings auch tUber 60 Minderheitsantrage debattiert werden,
worunter sich auch ein Ruckweisungsantrag befand.

Dieser kam aus der Fraktion der Grlnen, die den Bundesrat beauftragen wollten, die
Legislaturplanung starker «in den Kontext der Klimanotlage» zu stellen, wie Franziska
Ryser (gp, SG) den Rickweisungsantrag begriindete. Da allerdings keine der anderen
Fraktionen den Antrag unterstitzten und dieser entsprechend mit 166 zu 30 Stimmen
abgelehnt wurde, konnte die Detailberatung mit tber 80 Wortmeldungen und mehr als
50 Abstimmungen beginnen. Die von den Kommissionssprecherinnen angetdnten
Ergdnzungen betrafen zuerst die Ubergeordneten Leitlinien: Die Leitlinie der
Wohlstandsicherung wurde mit den Chancen nachhaltiger Entwicklung sowie dem Ziel
ausgeglichener und stabiler Bundesfinanzen angereichert. In der Folge wurden die
diversen Ziele der drei Leitlinien in drei Blocken diskutiert.

Beim Thema Wohlstand (Block 1) soll laut der Mehrheit neu auch festgehalten werden,
dass der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft Uber die ausserordentlichen Covid-
Ausgaben unterbreitet. Im Rahmen der Personalstrategie wurde der Bundesrat zu einer
Stabilisierung der Personalausgaben angehalten. Ebenfalls im Rahmen der Leitlinie der
Sicherung des Wohlstands war eine Mehrheit der grossen Kammer dafiir, dass der
Bundesrat noch in der laufenden Legislatur eine Botschaft fir eine
Individualbesteuerung vorlegt und eine nationale Strategie zur Vereinbarkeit von Beruf
und Familie verabschiedet. Zudem sollen geeignete aussenwirtschaftliche Massnahmen
in ein Aussenwirtschaftsgesetz gegossen und die Vertiefung der bilateralen
Wirtschaftsbeziehungen mit der EU, Grossbritannien und den USA explizit im Bericht
verankert werden. Das Ziel der Schweiz, in Bildung und Forschung fihrend zu bleiben,
soll mit der Forderung nach Chancengleichheit erganzt werden. Zudem sollen
Anreizstrategien fur die Schaffung von Lehrstellen ausgearbeitet, die Schweizer
Beteiligung bei Erasmus+ gesichert und eine Strategie zur Initilerung von
Forschungsprogrammen verabschiedet werden. Auch der flachendeckende Ausbau von
5G-Technologien wurde von der Mehrheit gemass Vorschlag der LPK in die
Legislaturplanung aufgenommen. Die insgesamt 20 Minderheitsantrage flr die Leitlinie
«Wohlstandférderung» von linker und rechter Ratsseite fanden hingegen keine
Mehrheiten.
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Dies war auch bei der zweiten Leitlinie (Férderung des nationalen Zusammenhalts und
Starkung der internationalen Zusammenarbeit; Block 2) mehrheitlich der Fall. Keiner
der 17 Minderheitenantrage fand eine Mehrheit - mit einer Ausnahme: Eine Minderheit
Humbel (cvp, AG) beantragte erfolgreich, dass der Bundesrat einen Bericht Uber die
langfristigen Folgen der demografischen Entwicklung auf die Generationenbeziehungen
ins Legislaturprogramm aufzunehmen hat. Der Begriff «Demografie» komme im
Legislaturprogramm bisher Uberhaupt nicht vor, obwohl der demografische Wandel ein
zentraler «Megatrend» sei, begrindete Ruth Humbel den erfolgreichen Antrag der
Mitte-Links-Minderheit. Auch bei der zweiten Leitlinie wurden alle Antrage der LPK
gutgeheissen: Der Bund hat ein Verhandlungsmandat am EU-Kulturprogramm 2021-
2027 (CreativeEurope) anzustreben; es sollen ein nationaler Aktionsplan zur
Verminderung von Gewalt an Frauen und héauslicher Gewalt sowie die Botschaft zur
Erleichterung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf unter Einbezug der Kantone
verabschiedet werden; eine Vorlage zur Weiterentwicklung und langfristigen Sicherung
der AHV soll vernehmlassungsreif gemacht werden; ein Massnahmenplan zur Umsetzung
der digitalen Transformation im Gesundheitswesen, Massnahmen zur Sicherstellung
einer nachhaltigen Heilmittelversorgung sowie eine Botschaft zur Einfuhrung der
digitalen Patientenkarte sollen in der Gesundheitspolitik verabschiedet werden.

Im Block 3, der das Leitziel «Sicherheit und Klimaschutz» umfasste, kamen die
Volksvertreterinnen und -vertreter der Bitte der Kommissionssprecherin vollumféanglich
nach, namlich «den Antrégen der Mehrheit zu folgen und die Antrage der Minderheiten
abzulehnen»: In der Tat wurden die 16 Minderheitsantrage allesamt abgelehnt und die
drei Erganzungen der LPK-Mehrheit gutgeheissen: Die Férderung der Agrarforschung
mit dem Ziel, Klimaverdanderungen und der Verknappung natlrlicher Ressourcen
vorzubeugen, wurde entsprechend neu ebenso als Ziel in die Legislaturplanung 2019-
2023 aufgenommen wie der Beitrag der Schweiz zur Erreichung der international
vereinbarten Klimaziele, die Erhaltung der Biodiversitat und ein zu verabschiedender
Bericht fur eine «Umfassende Risikoanalyse und -bewertung der Schweiz».

Die vom Standerat bereits in der Sommersession vorgenommenen Vorschlage wurden
von der grossen Kammer alle gutgeheissen. ’

Nur drei Tage nach der Beratung der Legislaturplanung 2019-2023 im Nationalrat,
debattierte der Standerat die Differenzen. Anders als bei reguldren Debatten schaltet
sich bei der Legislaturplanung die Einigungskonferenz bereits im Falle von Differenzen
nach der ersten Beratung ein. Sie hatte sich der 26 Abweichungen angenommen, die
durch die Erganzungen durch den Nationalrat entstanden waren.

Die Mehrheit der Vorschlage des Nationalrats wurden von der Einigungskonferenz zur
Ubernahme empfohlen oder sprachlich leicht angepasst. Fiinf Anderungen der grossen
Kammer stiessen hingegen auf Widerstand. Zur Streichung beantragt wurde der
Vorschlag des Nationalrats, ausgeglichene und stabile Bundesfinanzen im
Legislaturprogramm festzuschreiben. Auch die Stabilisierung der Personalausgaben
wollte die Einigungskonferenz nicht als Ziel festhalten. Die Wirtschaftsbeziehungen mit
der EU, mit Grossbritannien und den USA sollten zwar gewéahrleistet, aber nicht vertieft
werden. Bei der Bildung- und Forschungspolitik soll laut der Einigungskonferenz die
Chancengleichheit nicht als Ziel festgehalten werden. Und auch der flachendeckende
Ausbau der 5G-Technologie soll nicht als Legislaturziel formuliert werden.

Der Sténderat folgte mit Ausnahme zweier Antrége allen Empfehlungen der
Einigungskonferenz. Insbesondere aus redaktionellen Griinden wollte eine knappe 20
zu 16 Stimmen-Mehrheit  zum einen die  AusfUhrungen zZu einer
Aussenwirtschaftsstrategie streichen. Zum anderen wurde das Ziel einer Botschaft fur
eine weitere AHV-Reform noch in der laufenden Legislatur als zu ambitids erachtet.
Auch Bundesprasidentin Simonetta Sommaruga pladierte daflr, hier dem Antrag der
Einigungskonferenz nicht zu folgen, da ein mehrheitsfahiger Kompromiss im AHV-
Dossier, das grossen Reformbedarf aufweise, Zeit brauche. Die abgelehnten Punkte
wurden definitiv aus dem Legislaturprogramm gestrichen und die Behandlung des
Geschafts war fur den Standerat damit abgeschlossen. Es ging freilich noch einmal
zurtck an den Nationalrat. Man habe die Legislaturplanung also noch verabschieden
kénnen, bevor die Legislatur zu Ende sei, schloss Standeratsprasident Hans Stockli (sp,
BE) die Debatte. ®
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Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le 15 mars 2018, le Conseil national a, selon la recommandation de la CPE-CN, adopté la
motion "Ouverture d'une ambassade de Suisse en Erythrée. Réseau extérieur au
service des intéréts nationaux”, telle que modifiée par le Conseil des Etats. Le Conseil
fédéral est donc chargé de renforcer la présence diplomatique de la Suisse en
Erythrée.

A l'origine de la motion, les membres de |'Union démocratique du centre ont
néanmoins tenu a s'assurer que le Conseil fédéral mette tout en ceuvre pour faire
diminuer ce que Maximilian Reimann (udc, AG) a nommé "le flux [des] jeunes réfugiés
économiques d'Erythrée". Une interpellation & laquelle le chef du DFAE Ignazio Cassis a
répondu par l'affirmative, allant jusqu'a envisager une réévaluation de |'aide au
développement destinée au pays de la corne de I'Afrique en cas de non coopération du
régime érythréen. ’

In der Herbstsession 2019 nahm der Nationalrat Kenntnis vom Bericht zu den
abgeschlossenen volkerrechtlichen Vertragen 2018. Dieser umfasst samtliche neu
beschlossenen oder geanderten volkerrechtlichen Vertrage ohne
Ratifikationsvorbehalt, die dem Parlament also nicht zur Genehmigung vorgelegt
werden mussten. Obwohl das Parlament auch bei diesen Vertréagen die Moglichkeit
besasse, mithilfe einer Motion Einfluss zu nehmen, war das im Jahr 2018 kein einziges
Mal der Fall. 2018 wurden insgesamt weniger Vertrage abgeschlossen und abgeandert
als noch 2017, die Gesamtzahl blieb aber dennoch hoch (526 Abkommen, 273
Anderungen). Bundesrat Cassis interpretierte dies dahingehend, dass die Schweiz sich
weiterhin intensiv darum bemuihe, bei ihrer Interessenvertretung Uber eine solide
Rechtsgrundlage zu verflgen. Mehrere Mitglieder des Nationalrats lobten die stetig
wachsende Qualitat und verbesserte Lesbarkeit der Publikation. Die kurze Diskussion
sei ein Zeichen fur das Vertrauen, welches die Parlamentsmitglieder dem Bundesrat
und der Verwaltung entgegenbréachten, meinte Claude Béglé (cvp, VD).

Auch der Standerat, der sich am 10. Dezember damit befasste, hatte dem nicht viel
hinzuzufliigen. Mit lobenden Worten und viel Wohlwollen nahm auch die kleine Kammer
Kenntnis vom Bericht.

Die APK-SR hatte sich bereits in der Herbstsession 2019 mit der Motion
«Aussenpolitische China-Strategie und Stdrkung der interdepartementalen
Verwaltungszusammenarbeit>» von Fabian Molina (sp, ZH) befasst. Mit 7 zu 3 Stimmen
hatte sie die Motion zur Annahme empfohlen, um damit den Druck auf den Bundesrat
aufrechtzuerhalten.

In der Wintersession gelangte die Motion in den Standerat. Flur Stdnderat Germann (svp,
SH) war die Motion bereits erledigt, denn der Bundesrat habe der Kommission die
Aussenpolitische Strategie flr die Legislaturperiode 2020-2023 in ihren Grundzlgen
bereits vorgestellt. Erfullte Vorstésse - so Germann - sollten aus ordnungspolitischer
Sicht nicht angenommen werden. Dieser Meinung schloss sich auch Thomas Minder
(parteilos, SH) an und auch Damian Mdller (fdp, LU) bezeichnete eine mdgliche Annahme
als «parlamentarischen Leerlauf>». Letzterer zeigte sich zudem unzufrieden damit, wie
intransparent die China-Strategie der Schweiz gehandhabt werde, und wlnschte sich
eine offenere Kommunikation gegentber der Kommission. Somit bestritt inhaltlich
niemand die Notwendigkeit einer starkeren Koordinierung im Umgang mit China, doch
aus formellen Grinden schien die Motion obsolet. Christian Levrat (sp, FR), der die
Kommissionsmehrheit vertrat, zeigte sich dennoch irritiert Uber die vorherrschende
Meinung im Stéanderat. Nur durch die Ankindigung einer zukinftigen Strategie sei eine
Motion noch nicht erflllt, denn eine inhaltliche Diskussion habe noch nicht stattfinden
kéonnen. Der anwesende Bundesrat Cassis versuchte die Gemuter ein wenig zu
beruhigen, indem er festhielt, dass die Motion sowieso kaum Einfluss auf das bereits
bestehende Vorhaben einer neuen China-Strategie haben werde. Die inhaltliche
Diskussion solle man danach in den Kommissionen fluhren. Der Antrag der
Kommissionsminderheit setzte sich schliesslich mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
durch, damit wurde die Motion abgelehnt. "
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Der zweitagige Staatsbesuch des ghanaischen Prasidenten Nana Addo Dankwa Akufo-
Addo Ende Februar 2020 war von besonderer Bedeutung, weil es sich gemass
Medienmittelung des Bundesrats um den erst dritten Staatsbesuch aus einem Land
stdlich der Sahara und dem ersten seit der Unabhangigkeit Ghanas 1957 handelte. Aus
diesem Grund erstaunte es nicht, dass der Bundesrat - unter der Leitung von
Bundespréasidentin Simonetta Sommaruga - den hochrangigen Gast in corpore mit
militérischen Ehren in Bern in Empfang nahm. 2019 war Ghana der wichtigste Lieferant
von Kakaobohnen fur die Schweiz und auch Gold importierte die Schweiz zu einem
Grossteil aus Ghana. Zudem gehdrte Ghana zu den Schwerpunktléandern der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit des SECO, wobei das Programm gemaéss Bundesrat
fir die Periode 2021-2024 verlangert werden soll. Dementsprechend drehten sich die
bilateralen Gespréache vor allem darum, wie bei der wirtschaftlichen Entwicklung und
Rohstoffféorderung Umweltstandards und soziale Aspekte besser bertcksichtigt werden
kénnten. Im Ubrigen wurde die Friedens- und Sicherheitspolitik besprochen, wobei vor
allem das Engagement Ghanas in der UNO und der Afrikanischen Union zur Sprache
kam. Im Anschluss an die Gesprache unterzeichneten Aussenminister Cassis und die
ghanaische Aussenministerin Botchwey eine Absichtserklarung zur Kooperation im
Umweltbereich, insbesondere bei der Umsetzung des Pariser Klimaschutz-Abkommens.
Am darauffolgenden Tag besuchte die Delegation eine Schokoladenfabrik. Wie
Prasident Akufo-Addo dem Bundesrat mitteilte, wolle Ghana nicht mehr nur vom
Rohstoff-Export abhéangig sein, sondern in der Wertschépfungskette aufsteigen und
eigene Schokolade herstellen. Bundesratin Sommaruga versprach, dass der Handel
beiden Landern nitzen werde und dass die Schweiz Ghana mit ihrem Know-How
unterstitzen kénne.

Bundesrat Ignazio Cassis traf im September 2020 in seiner Rolle als Aussenminister
den iranischen Prasidenten Hassan Rouhani und den iranischen Aussenminister
Mohammad Javad Zarif. Der Besuch des Schweizer Bundesrats in Teheran fand im
Rahmen des 100-Jahr-Jubildaums der diplomatischen Beziehungen der beiden Lander
statt. Bundesrat Cassis betonte bei den Gespréachen den Schweizer Willen, sich
weiterhin fUr einen konstruktiven Dialog zwischen dem lIran und anderen Staaten
einzusetzen. Zurzeit vertritt die Schweiz die Interessen der USA und von Saudi-Arabien
im Iran, sowie die iranischen Interessen in Saudi-Arabien und in Kanada. Mittels dieser
Schutzmachtmandate bemiht sich die Schweiz darum, die regionale Stabilitat im
Mittleren Osten zu erhalten. Als Konsequenz der 2016 vereinbarten bilateralen
Roadmap drehten sich die Gesprache um Wirtschafts- und Finanzthemen, die
Menschenrechtslage und die Kooperation in den Bereichen Wissenschaft, Umwelt,
Gesundheit, geistiges Eigentum und nukleare Sicherheit. Zu letzterem Punkt zeigte sich
Bundesrat Cassis besorgt; so forderte er die iranischen Politiker dazu auf, das
Nuklearabkommen einzuhalten. ®

Nachdem die Schweiz ihre Grenzen am 15. Juni wieder vollstindig ge6ffnet hatte,
begab sich Bundesrat Ignazio Cassis in den darauffolgenden Tagen auf eine
«Grenztour», um den Austausch mit Vertreterinnen und Vertretern der Nachbarlénder
zu suchen. Am Tag nach der Grenzoffnung traf er sich mit dem italienischen Minister
fur auswartige Angelegenheiten Luigi di Maio im Tessin. Die Gesprache drehten sich
hauptsachlich um die Bedeutung der Grenzregionen zwischen der Schweiz und lItalien
und um die intensive Kooperation zwischen den jeweiligen Behérden wahrend der
Covid-19-Pandemie. Darlber hinaus besprachen die beiden Minister weitere bilaterale
Themen, wie zum Beispiel ein zukinftiges Memorandum flr eine engere ministeriale
Zusammenarbeit, eine neue Version des Grenzgangerabkommens von 1974 und die
fiskalisch  problematische Situation in Campione d'ltalia. Im Rahmen der
anschliessenden Pressekonferenz meinte di Maio, dass er sich fur die Schweizer
Krisenhilfe (Lieferung von Hygieneartikeln) erkenntlich zeigen méchte, indem er «mehr
Bewegung in die Verhandlungen rund um das Rahmenabkommen zwischen der Schweiz
und der EU» bringen wolle.

Tags darauf reiste Ignazio Cassis nach Kreuzlingen, wo er sich mit dem &sterreichischen
Aussenminister Alexander Schallenberg, der liechtensteinischen Aussenministerin
Katrin Eggenberger sowie Vertretern aus Baden-Wurttemberg, Vorarlberg, Thurgau und
der Internationalen Bodensee-Konferenz traf. Auch in diesen Arbeitsgespréachen ging es
mehrheitlich um die Wiedereréffnung der Grenzen und um die Zusammenarbeit
wahrend der Krise, beispielsweise zur Ruckholung von Reisenden.

Ende Juni tauschte sich Bundesrat Cassis schliesslich in Genf auch noch mit dem
franzdsischen Staatssekretér Jean-Baptiste Lemoyne aus. Erneut wurde festgehalten,
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dass die zwischenstaatliche Kooperation die Repatriierungsaktionen fir beide Staaten
vereinfacht habe. Speziell hervorgehoben wurde zudem, dass vor allem Beschaftigte im
Gesundheitsbereich die Grenze auch wahrend der Krise passieren und der
Warenverkehr aufrecht erhalten werden konnte. Cassis betonte in der nachfolgenden
Pressekonferenz, dass der Umgang mit der «neuen Normalitat» durch Zusammenarbeit
auf europaischer Ebene und vor allem zwischen Nachbarlandern bewerkstelligt werden
musse. ™

Der Sténderat nahm in der Wintersession 2020 Kenntnis vom Bericht zu den
abgeschlossenen volkerrechtlichen Vertragen 2019. APK-SR-Sprecher Damian Muller
(fdp, LU) informierte den Rat darlber, dass der Bundesrat der Kommission bereits
einige Fragen zu den bilateralen und multilateralen Vertragen schriftlich beantwortet
habe, weshalb kein weiterer Diskussionsbedarf mehr bestehe. Bundesrat Cassis
berichtete, dass man das Format des Berichts in den vergangenen Jahren angepasst
habe, um diesen «besser lesbar» zu machen. So habe man dessen Umfang um 65
Prozent reduzieren kénnen, wobei die wichtigsten Informationen weiterhin enthalten
seien. ®

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Eisenbahn

In der Sommersession 2020 folgte der Standerat dem Nationalrat und stimmte der
Erh6hung und der Verlingerung des Zahlungsrahmens fiir die Forderung des
alpenquerenden Schienengiiterverkehrs um insgesamt CHF 385 Mio. bis ins Jahr 2030
einstimmig zu. Damit wurde der urspringliche bundesratliche Vorschlag bedeutend
erhéht und verlangert. In ihren Voten zur Vorlage wiesen einige Redner sowie
Verkehrsministerin Sommaruga darauf hin, dass es vor allem auch an den
Nachbarlandern der Schweiz liege, dass die Verlagerungsziele noch nicht erreicht
wurden. Dort sei der Ausbau der notwendigen Infrastruktur noch nicht so weit
fortgeschritten wie in der Schweiz. ™
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